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Mitteilung des Senats vom 26. Februar 2008

Besondere Investitionsanstrengungen für Bremerhaven

(„Bericht zur Lage Bremerhavens“)

Die  Bürgerschaft  (Landtag)  hat  den  Senat  in  ihrer  Sitzung  am  3.  Juli  2007  gebeten,
„im Rahmen der beschlossenen Haushalte und Eckwerte sicherzustellen, dass die für
eine positive Entwicklung des mit besonderen Strukturproblemen belasteten Stand-
ortes Bremerhaven erforderlichen überproportionalen Anstrengungen und Investiti-
onen erfolgen, um insbesondere auf einen Ausgleich der bestehenden Arbeitsplatz-
defizite hinzuwirken.“

Der Senat wurde aufgefordert, jeweils bis zum 31. März in einem „Bericht zur Lage
Bremerhavens“ darzulegen, wie diese Vorgabe im zurückliegenden Haushaltsjahr
erfüllt wurde. Insbesondere soll dabei aufgeschlüsselt in die Einzelmaßnahmen dar-
gestellt werden, welche öffentlichen Investitionen beschlossen und aus dem Landes-
haushalt finanziert wurden, und wie sich dabei der Anteil der Seestadt an den Ge-
samtinvestitionen des Landes entwickelte.

Mit dem anliegenden Bericht erfüllt der Senat diese Forderung der Bürgerschaft (Land-
tag)  und  verknüpft  die  Bilanz  des  zurückliegenden  Haushaltsjahres  dabei  mit  den
(vorläufigen) Planungen für die Aufstellungsjahre 2008/2009.

Der  Bericht  verdeutlicht,  dass  im  Jahr  2007  Landesausgaben  in  Höhe  von  rd.  71
Mio. ‡ für Investitionsmaßnahmen in Bremerhaven aufgewendet wurden und für die
Jahre 2008 und 2009 jeweils rd. 75 bzw. 80 Mio. ‡ Landesausgaben geplant sind. Die
hieraus rein rechnerisch abzuleitenden Anteile am Gesamtbetrag der Landesinves-
titionen betragen 24,4 % (2007), 25,3 % (2008) und 27,3 % (2009).

Im Gegensatz zu früheren Berechnungen sind in diesen Beträgen Bremerhaven di-
rekt oder indirekt begünstigende Mittelanteile sonstiger Investitionsmaßnahmen (z. B.
anteilige Finanzierungen für gesamtbremische Einrichtungen u. ä.) ausdrücklich nicht
enthalten.

Aufgrund der schwierigen Definition sachgerechter Abgrenzungskriterien wurde
gleichfalls auf eine Zurechnung der (räumlich) in Bremerhaven getätigten stadtbre-
mischen Investitionen für CT III, CT III a, CT IV, Hafenzuwässerung und Umgestal-
tung Osthafen verzichtet.

Im Ergebnis wird die Zielsetzung einer überproportionalen Berücksichtigung Bre-
merhavens bei der Schwerpunktsetzung im Investitionsbereich sowohl im Haushalts-
jahr 2007 als auch mit den Haushaltsentwürfen 2008/2009 eingehalten. Hiermit sind
erhebliche regionalwirtschaftliche Effekte verbunden, die den in Bremerhaven er-
folgreich eingeleiteten Strukturwandel auch in den kommenden Jahren weiter unter-
stützen und vorantreiben.
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Besondere Investitionsanstrengungen für Bremerhaven

Im Zusammenhang mit der beabsichtigten „Wirtschaftspolitischen Schwerpunktset-
zung in und für Bremerhaven“ wurden in der Koalitionsvereinbarung für die Legisla-
turperiode 2007/2011 folgende Rahmenbedingungen definiert: „Die gravierenden
strukturellen Probleme, die trotz der Erfolge im Strukturwandel nicht gelöst sind, er-
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fordern weiterhin besondere wirtschaftspolitische Schwerpunktsetzungen für Bre-
merhaven. Dies schließt eine überproportionale Berücksichtigung Bremerhavens bei
Landesinvestitionen im Rahmen des landesweiten strukturpolitischen Konzeptes ein.
Nach jedem Haushaltsjahr wird überprüft, ob die tatsächlichen Investitionsausgaben
dieser Vorgabe entsprechen.“

Am 3. Juli 2007 konkretisierte bzw. ergänzte die Bürgerschaft (Landtag) diese Vorga-
ben durch folgende Beschlüsse:

„1. Der Senat wird gebeten, im Rahmen der beschlossenen Haushalte und Eckwerte
sicherzustellen, dass die für eine positive Entwicklung des mit besonderen Struk-
turproblemen belasteten Standortes Bremerhaven erforderlichen überproportio-
nalen Anstrengungen und Investitionen erfolgen, um insbesondere auf einen Aus-
gleich der bestehenden Arbeitsplatzdefizite hinzuwirken.

2. Der Senat wird aufgefordert, jeweils bis zum 31. März in einem „Bericht zur Lage
Bremerhavens“ darzulegen, wie diese Vorgabe im zurückliegenden Haushalts-
jahr erfüllt wurde. Insbesondere soll dabei aufgeschlüsselt in die Einzelmaßnah-
men dargestellt werden, welche öffentlichen Investitionen beschlossen und aus
dem Landeshaushalt finanziert wurden, und wie sich dabei der Anteil der See-
stadt an den Gesamtinvestitionen des Landes entwickelte.“

Die  Forderung  nach  besonderen  Investitionsanstrengungen  in  bzw.  für  Bremerha-
ven findet ihre Begründung in den besonderen wirtschaftsstrukturellen Problemen
der Stadt, die sich in außergewöhnlich hohen Ausgabelasten für Sozialhilfemaßnah-
men und arbeitsmarktbedingte Förder- und Folgekosten niederschlagen. Ziel über-
proportionaler Investitionen ist daher in erster Linie die Stärkung der regionalen Wirt-
schaft der Stadt und die Fortsetzung des eingeleiteten Strukturwandels, deren Fort-
schritte wiederum an den Entwicklungen der Arbeitsplätze, der regionalen Einkom-
men und der Bruttowertschöpfung ablesbar sind.

Ein Maßstab für die Überproportionalität des Bremerhavener Investitionsanteils ist
dabei nicht definiert. Insbesondere wäre es nicht angemessen, hierbei lediglich auf
einen am Einwohnerstand orientierten Anteilswert (17,4 % auf Basis des aktuellen
Einwohnerstandes September 2007) abzustellen. Andererseits wird die in der Ver-
gangenheit vorgegebene Festlegung einer starren Quote von 25 % an den Landes-
investitionen bewusst nicht fortgeschrieben, um die hiermit verbundenen Abgren-
zungsprobleme und anteiligen Berechnungen – die notgedrungen mit stets angreif-
baren Setzungen verbunden waren – zu vermeiden.

Überdies hat die Betrachtung von Investitionsanteilen in einzelnen Haushaltsjahren
aufgrund der in Abhängigkeit von Größenordnung und Realisierungszeitraum einzel-
ner Vorhaben stark schwankenden Mittelvolumina nur begrenzten Aussagewert. Das
Regierungsprogramm der laufenden Legislaturperiode sieht daher eine überpropor-
tionale Beteiligung Bremerhavens an Landesinvestitionen auch bewusst in mittel-
fristiger Sicht, d. h. im Rahmen eines landesweiten strukturpolitischen Konzeptes vor.
Bei Gestaltung und Beratung dieses Strukturprogramms ist das „Strukturentwicklungs-
konzept Bremerhaven 2020“ mit entsprechender Zielsetzung zu berücksichtigen.

Mit den nachfolgenden Zusammenstellungen und Auswertungen wird entsprechend
den Bürgerschaftsaufträgen dargestellt, wie die Vorgaben zur überproportionalen
Berücksichtigung Bremerhavens bei den Investitionen des Landes im abgelaufenen
Haushaltsjahr umgesetzt wurden und in den Aufstellungsjahren 2008/2009 nach
aktuellem Beratungsstand der Haushalte eingehalten werden sollen.

Zu betrachten sind dabei zunächst die aus dem Landeshaushalt realisierten bzw. vor-
gesehenen Investitionsausgaben. Die im Beobachtungszeitraum in bzw. für Bremer-
haven vom Land finanzierten Vorhaben sind in Tabelle 1 (Abschnitte a] und b]) nach
Einzelmaßnahmen zusammengestellt.

In der Summe aus Finanzierungen, die in voller Höhe Bremerhaven zuzuordnen sind,
und Mittelanteilen an Maßnahmen, die nur teilweise die Seestadt betreffen, ergeben
sich  demnach  Landesinvestitionsausgaben  zugunsten  Bremerhavens  in  Höhe  von
71 Mio. ‡ (2007), 75 Mio. ‡ (2008) und 80 Mio. ‡ (2009). Die hieraus rein rechnerisch
abzuleitenden Anteile am Gesamtbetrag der Landesinvestitionen betragen 24,4 %
(2007),  25,3  %  (2008)  und  27,3  %  (2009).  Im  Gegensatz  zu  früheren  Berechnungen
sind in diesen Beträgen Bremerhaven direkt oder indirekt begünstigende Mittelan-
teile sonstiger Investitionsmaßnahmen (z. B. anteilige Finanzierungen für gesamt-
bremische Einrichtungen u. ä.) ausdrücklich nicht enthalten, da deren Effekte nicht
eindeutig zwischen den beiden Stadtgemeinden aufzuteilen sind und entsprechende
Abgrenzungsprobleme vermieden werden sollen.



— 3 —



— 4 —

Hinsichtlich  der  Hafeninvestitionen  besteht  die  Besonderheit,  dass  diese  zwar  auf
stadtbremischem Hoheitsgebiet aber räumlich in Bremerhaven getätigt werden. Un-
bestritten ist daher, dass diese Investitionsmaßnahmen sowohl in der Stadtgemeinde
Bremen als auch in Bremerhaven erhebliche regionalwirtschaftliche Effekte bewir-
ken. Auch insofern bestehen jedoch Schwierigkeiten sachgerechte Abgrenzungs-
kriterien und -berechnungen zu definieren. Daher wird bei der vorliegenden Berech-
nung darauf verzichtet, eine Zurechnung der Hafeninvestitionen zu den Investitions-
maßnahmen Bremerhavens vorzunehmen. Überdies liegen die Hafeninvestitionen in
der auch überregionalen Gesamtverantwortung des Stadtstaates Bremen, so dass eine
rechnerische Zuordnung zu den beiden Stadtgemeinden auch aus diesem Grunde
unterbleiben soll.

Die im Haushalt der Stadtgemeinde Bremen für einzelne bedeutsame Investitions-
maßnahmen in die stadtbremischen Überseehäfen in Bremerhaven eingestellten Mit-
tel sollen im Folgenden daher lediglich nachrichtlich aufgeführt werden, wobei die
allgemeinen, über das Sondervermögen Häfen erfolgenden Maßnahmen dabei un-
berücksichtigt bleiben.
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Ebenfalls  unter  dem  Aspekt  der  beabsichtigten  regionalwirtschaftlichen  Effekte  ist
zu berücksichtigen, dass die angestrebten Wirkungen für Arbeitsmarkt, Einkommen
und Wirtschaftskraft Bremerhavens nach Durchführung der hierauf gerichteten Maß-
nahmen und nicht in Abhängigkeit von den zu ihrer Abfinanzierung im Haushalt ge-
buchten Tilgungsbeträgen zu erwarten sind. Insofern übersteigen die in den jeweili-
gen Haushaltsjahren tatsächlich getätigten Investitionen die ausgewiesenen Tilgungs-
beträge in erheblichem Umfang.

Die Bilanz für Bremerhaven wirksamer Investitionsausgaben wird überdies vervoll-
ständigt durch die eigenen, nicht durch das Land (mit-)finanzierten Ausgaben der
Stadtgemeinde, die im Jahr 2007 rd. 51 Mio. ‡ betrugen und über deren Höhe und
Struktur für 2008/2009 noch nicht abschließend entschieden wurde.

Hinzu kommen Vorfinanzierungen der Stadt Bremerhaven, die die südliche Vorstadt,
den Bereich Alter/Neuer Hafen und die hierauf bezogene Infrastruktur betreffen und
Investitionsvolumina von zusammen 36 Mio. ‡(2007) und 8 Mio. ‡ (2008) ergaben bzw.
vorsehen.

Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass die Zielsetzung einer überproportionalen Be-
rücksichtigung Bremerhavens bei der Schwerpunktsetzung im Investitionsbereich
sowohl im Haushaltsjahr 2007 als auch mit den Haushaltsentwürfen 2008/2009 einge-
halten wird. Hiermit sind erhebliche regionalwirtschaftliche Effekte verbunden, die
den in Bremerhaven erfolgreich eingeleiteten Strukturwandel auch in den kommen-
den Jahren weiter unterstützen und vorantreiben. Maßstab des Senats sind dabei die
wirtschafts- und strukturpolitischen Zielsetzungen für Bremerhaven und die damit ver-
bundenen Projekte und Einzelvorhaben. Eine entsprechende Neuorientierung der
Investitionsplanung auch in Bezug auf Bremerhaven wird den besonderen Herausfor-
derungen in Bremerhaven daher eher gerecht als eine mit erheblichen Abstimmungs-
problemen verbundene und nur eine Scheinobjektivität bringende starre quotale Auf-
teilung sämtlicher Landesinvestitionsmittel.
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